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Eliteninteressen und soziale Konfliktlinien in Demo-
kratisierungsprozessen - Die soziale 

Konstruktion von Interessen und das Abstim-
mungsverhalten von Abgeordneten bei der Reform 

des Dreiklassenwahlrechts in Preußen 1918 

Jörg Rössel∗ 

Abstract: Contemporary attempts to explain the develop-
ment and consolidation of democratic regimes can be di-
vided into elite- and actor-centered perspectives on the one 
hand and modemization- and structural theories an the other 
hand. The article develops a theoretical perspective that 
links elite action to social structures. Elites are regarded as 
representatives of the interests of certain population Seg-
ments, though they have some latitude in the definition of 
these interests and the pursuit of their own interests. The 
development and consolidation of democratic regimes 
therefore depends on the interests and power resources of 
specific elites and of the population segments they repre-
sent. In a study on Prussian deputies' voting behavior on the 
refonn of the Prussian these-class franchise it can be shown 
that the theoretical framework improves the explanation of 
elite actions and of the development of an elite consensus 
on democratic norms. 

1. Einleitung 

In den vergangenen 25 Jahren hat eine beeindruckende Zunahme der Anzahl 
von demokratischen politischen Regimen stattgefunden, die von Samuel Hun-
tington als dritte historische Welle der Demokratisierung bezeichnet wurde 
(Huntington 1991). Die gegenwärtige Forschung zu diesem Thema zeichnet 
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sich durch einen Gegensatz zwischen den als traditionell betrachteten Moderni-
sierungs- und Strukturtheorien auf der einen Seite und den Akteurs- und Proze-
ßanalysen auf der anderen Seite aus. Während erstere vor allem langfristige so-
zioökonomische Wandlungsprozesse und damit einhergehende Macht-
verschiebungen als Bedingungen der Demokratisierung betrachten, fokussieren 
letztere in erster Linie auf die strategischen Interaktionen zwischen politischen 
Eliten, die zur Etablierung von demokratischen Regimen führen können (vgl. 
Przeworski/Limongi 1997, Higley/Burton 1989, Karl/Schmitter 1991). Dieser 
Artikel versucht diesem Gegensatz zu begegnen und eine Perspektive zu entwi-
ckeln, mit deren Hilfe die beiden theoretischen Ansätze integriert werden kön-
nen. Die theoretische Grundlage dieses Artikels wird in Abschnitt 2 entwickelt. 
Hier wird eine akteurtheoretische Perspektive der Entstehung und Stabilisie-
rung von demokratischen Regimen entwickelt. Der zentrale Fokus der theoreti-
schen Betrachtung ist die Mobilisierung und Organisierung von Bevölkerungs-
segmenten zu organisierten kollektiven Akteuren die ihre jeweiligen politi-
schen Interessen unter Einsatz ihrer mobilisierten Machtressourcen verfolgen 
und damit zur Entstehung, zur Stabilisierung oder zum Zusammenbruch von 
demokratischen Regimen beitragen. Dabei werden Eliteninteressen und -strate-
gien in ihrem Verhältnis zu den jeweils relevanten Bevölkerungsgruppen be-
trachtet. 

Der theoretische Rahmen soll in den folgenden Abschnitten an einem empi-
rischen Beispiel verdeutlicht und überprüft werden. Dabei handelt es sich um 
das Abstimmungsverhalten von Abgeordneten im preußischen Abgeord-
netenhaus anläßlich einer Abstimmung über die Einführung des gleichen Wahl-
rechts in Preußen im Jahr 1918, die – das sei hier vorweggenommen – nicht zur 
Annahme des gleichen Wahlrechts geführt hat.1 In Abschnitt 3 wird erläutert, 
welchen demokratisierenden Gehalt eine derartige Wahlrechtsänderung gehabt 
hätte. Der folgende Abschnitt 4 ist den relevanten Bevölkerungssegmenten in 
Preußen, ihren Organisationen und Interessen gewidmet. In Abschnitt 5 wird 
darüber hinaus noch die Verknüpfung zwischen Bevölkerungssegmenten, Inte-
ressenorganisationen und Parteien erläutert. Der Abschnitt 6 wendet sich dann 
der Frage zu, ob die in Abschnitt 4 den einzelnen Bevölkerungssegmenten zu-
geschriebenen sozial konstruierten Interessen das Abstimmungsverhalten der 
Abgeordneten erklären können. 

                                                           
1  Die relativ ausführliche empirische Studie ist allerdings in erster Linie der Exemplifierung 

und Überprüfung des hier vorgestellten, theoretischen Konzepts gewidmet und stellt keinen 
Beitrag zur Historiographie der preußischen Wahlrechtsdebatten dar (vgl. Bergsträsser 
1929; Patemann 1964; Kühne 1994b). 
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2. Theoretischer Rahmen 

In der gegenwärtigen Erforschung von Demokratisierungsprozessen werden 
dominant politische Eliten und ihre Strategien im Transformationsprozeß dis-
kutiert (Merkel 1994; Karl/Schmitter 1991; Higley/Burton 1989; Przeworski 
1991; Colomer 1991). Den Modernisierungs- und Strukturtheorien wird dage-
gen vorgeworfen, daß sie deterministisch seien, daß sie nicht angeben können 
welche Akteure und Prozesse eigentlich für die Entstehung von Demokratien 
zentral sind und für die Erklärung der gegenwärtigen Demokratisierungspro-
zesse daher irrelevant seien (Przeworski/Limongi 1997: 176 - 177). Gegen die 
Betonung langfristiger struktureller Entwicklungen als Bedingung für die Ent-
stehung demokratischer Regime wird das Verhalten von politischen Akteuren 
gesetzt: „The emergence of democracy is not a by-product of economic devel-
opment. Democracy is or is not established by political actors pursuing their 
goals, and it can be initiated at any level of development." (Przeworski/ Limon-
gi 1997: 177). 

Ein relativ weit entwickeltes Beispiel für eine solche theoretische Perspekti-
ve ist die Elitentheorie von Burton, Higley und Field (Higley/Burton 1989; 
Field/Higley 1985). Sie verstehen unter Eliten: -..persons who are able, by vir-
tue of their authoritative positions in powerful organizations and movements of 
whatever kind, to affect national political outcomes regularly and substantially" 
(Higley/Burton 1989: 18). Die Vertreter dieser Theorie gehen davon aus, daß 
nationale Eliten in ihrem Ausgangszustand gewöhnlich fragmentiert sind. Sie 
sind durch eine schwache soziale Integration und mangelnden Konsens ge-
kennzeichnet, so daß zum Repertoire ihres Konkurrenzverhaltens auch Gewalt 
gehört. In dieser Elitenkonstellation können sich daher keine stabilen (repräsen-
tativen) politischen Systeme etablieren. Die Institutionalisierung einer stabilen 
Demokratie ist von der Entstehung einer konsensuell geeinten und durch sozia-
le Integration gekennzeichneten Elite abhängig. Die zentrale Ursache für die 
Existenz von Demokratien ist daher eine spezifische Elitenstruktur, die eine 
gewaltfreie Konfliktaustragung zwischen verschiedenen Elitenfraktionen er-
laubt. Entstehen können derartige konsensuell geeinte Eliten durch Pakte, in 
denen die Konflikte zwischen den Elitenfraktionen in kurzen, intensiven Ver-
handlungen in Kompromisse übersetzt werden (Burton/ Gunther/ Higley 1992: 
13 - 14). Anlässe für eine derartige Übereinkunft sehen die Autoren in dringend 
beizulegenden Krisen oder in der Zeitphase nach massiven, gewaltsamen Kon-
flikten zwischen den Elitenfraktionen. Die makrosoziologischen Voraussetzun-
gen sind ein relativ geringer Mobilisierungsgrad der Bevölkerung, der den Eli-
ten einen relativ hohen Verhandlungsspielraum läßt, die Existenz einer nichtra-
dikalen Mehrheit unter den Wählern, die für gewisse Zeiträume eine Dominanz 
liberal-konservativer Gruppen ermöglicht und wirtschaftliches Wachstum, wel-
ches auf Dauer radikale Potentiale in der Bevölkerung abschleift (Field/Higley 
1985: 38; vgl. Merkel/Puhle 1999: 53 - 57). Der skizzierten Elitentheorie von 
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Burton, Higley und Field ähnliche Perspektiven finden sich in zahlreichen Stu-
dien, die die politischen Prozesse in einzelnen Ländern im Übergang von auto-
ritären zu demokratischen Regimen untersuchen (Karl/Schmitter 1991; Colo-
mer 1991). 

Die skizzierten eliten- und akteurtheoretischen Perspektiven sind allerdings 
mit zwei zentralen Problemen behaftet: Erstens tendieren sie dazu Demokrati-
sierungsprozesse in quietistischer Manier als Verhandlungen und Übereinkünf-
te zwischen Eliten zu charakterisieren und damit ein verzerrtes Bild der Reali-
tät zu geben. Übergänge von autokratischen zu demokratischen Regimen sind 
auch durch militante Prozesse der Mobilisierung, staatliche Repression und 
massive Konflikte gekennzeichnet (Adler/Webster 1995; Bermeo 1997; Collier 
1999). Insofern geben die eliten- und akteurtheoretischen Perspektiven eine 
verzerrte Darstellung ihres Gegenstandes. Zweitens bleibt in diesen Theorien 
die Frage nach den erklärenden Bedingungen für erfolgreiche Elitenpakte offen 
(Neuhouser 1992; 1998; Wickham-Crowley 1994). Daher charakterisiert Kevin 
Neuhouser in seiner Kritik an dieser Perspektive deren Erklärungsmuster für 
den Übergang zu demokratischen Regimen als „unpredictable elite negotiati-
ons" (Neuhouser 1998: 67). Dieses Urteil gilt nur für eher deskriptive Analy-
sen, nicht für die an der Rational Choice Perspektive orientierten Elitentheo-
rien, wie sie z. B. von Josep Colomer und Adam Przeworski vorgestellt wurden 
(Colomer 1991; Przeworski 1991; Merkel/Puhle 1999: 49 - 53). Diese können 
bei gegebenen Präferenzen und Handlungsbedingungen das Handeln von Eliten 
nicht nur beschreiben, sondern auch die Bedingungen für die Entstehung von 
Übereinkünften angeben und damit eine systematische Erklärung vorlegen. 
Diese Möglichkeit bleibt allerdings bisher weitgehend ein theoretischer An-
spruch, da die genannten Autoren in ihren Fallbeispielen auf einer eher schma-
len empirischen Grundlage argumentieren und die Interessen der Eliten theore-
tisch und empirisch nicht ausreichend bestimmen können. Vor allem Herbert 
Kitschelt hat in seiner Auseinandersetzung mit Adam Przeworski deutlich ge-
macht, daß dessen Zuschreibung von Interessen an bestimmte Eliten eine hohe 
Übereinstimmung mit den Ergebnissen makrosoziologischer Strukturanalysen 
besitzt und keineswegs das Spezifikum der Eliteinteressen herausarbeitet (Kit-
schelt 1993). Dies verwischt dann allerdings wiederum den Unterschied zwi-
schen akteurorientierten Elitentheorien auf der einen Seite und den Struktur-
theorien auf der anderen Seite, da die Eliten in diesen Analysen nur die Verlän-
gerung strukturell bestimmter Interessen in den politischen Raum hinein dar-
stellen. 

Insgesamt bleibt damit das Fazit, daß die gegenwärtig vorliegenden Akteur-
und Elitentheorien innerhalb der politischen Soziologie nicht empirisch über-
zeugend die Bedingungen für die Entstehung von Elitenübereinkünften ange-
ben können, die dann wiederum die Institutionalisierung von demokratischen 
Regimen ermöglichen. Dieses Manko liegt in erster Linie in der Tatsache be-
gründet, daß diese theoretischen Perspektiven nur in relativ untergeordnetem 
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Maße die strukturellen Bedingungen behandeln, die die Interessen und Strate-
gien von Eliten beeinflussen. Ein Ausweg aus diesem Dilemma scheint mir nur 
möglich, wenn die Akteurtheorien mit Strukturtheorien verknüpft werden, um 
so die Bestimmung der Interessen der Akteure zu ermöglichen und damit auch 
die Vorhersagekraft der politischen Soziologie zu verbessern. Daher soll an 
diese Stelle eine theoretische Perspektive skizziert werden, die die Interessen 
von Eliten in deren Verhältnis zu spezifischen Bevölkerungssegmenten zu 
bestimmen versucht. 

Im Einklang mit der gegenwärtigen Betonung der Akteursperspektive in der 
politischen Soziologie wird hier unter Bezugnahme auf das Handeln von Ak-
teuren zu erklären versucht, unter welchen Bedingungen Demokratien entste-
hen und sich konsolidieren. Als die beiden für eine solche Erklärung zentralen 
Merkmale von Akteuren können im Anschluß an James Coleman deren Inte-
ressen und Machtressourcen betrachtet werden (vgl. Coleman 1992: 28 – 29). 
Dabei soll unter Interesse eine generalisierte Vorstellung von Zuständen ver-
standen werden, die vom Akteur wertgeschätzt werden und die zum Ziel seiner 
Forderungen und Handlungen werden kann. Machtressourcen sind demgegen-
über alle Ressourcen die ein Akteur einsetzen kann, um seine Interessen – auch 
gegen den Willen anderer Akteure – durchzusetzen. Die relativ triviale Schluß-
folgerung daraus ist, daß demokratische Regime dann entstehen können, wenn 
Akteure mit prodemokratischen Interessen genügend Machtressourcen mobili-
siert haben, um ein derartiges Regime durchzusetzen oder als Kompromiß zu 
institutionalisieren. Stabil bleiben derartige Regime, wenn die zugrundeliegen-
de Konstellation von Machtressourcen und Interessen stabil bleibt bzw. sich 
sogar in eine für die Demokratie zunehmend günstige Richtung entwickelt.2 Al-
lerdings bleibt diese Bestimmung noch relativ abstrakt, so daß damit wenig ü-
ber die typischen historischen Konfigurationen ausgesagt werden kann, unter 
denen Demokratien entstehen und sich konsolidieren. Dazu bedarf es einer nä-
heren Bestimmung der relevanten politischen Akteure, ihrer Interessen und ih-
rer Machtressourcen. 

Es muß berücksichtigt werden, daß aus methodischen Gründen nicht die je-
weiligen Interessen aller Individuen erhoben werden können, sondern die Inte-
ressen spezifischer Bevölkerungssegmente typisiert werden müssen (Stinch-
combe 1968: 67 - 68). In der wichtigen Studie von Rüschemeyer, Stephens und 
Stephens z. B. wurden die Interessen von Individuen in erster Linie als durch 
ihre Klassenzugehörigkeit bestimmt gesehen (Rüschemeyer/Stephens/Stephens 
1992). Dabei kamen die Autoren zu dem Ergebnis, daß vor allem die Arbeiter-
                                                           
2  Derartige Formulierungen finden sich z. B. bei Rüschemeyer/Stephens/Stephens (1992: 

57): „The baseline for our analysis of the relation between class and democracy is quite 
simple: those who have only to gain from democracy will be its most reliable promoters 
and defenders, those who have the most to lose will resist it and will be tempted to roll it 
back when the occasion presents itself" und bei Robert Dahl (1971: 15): „The more the 
costs of suppression exceed the costs oftoleration, the greater the chance for a competitive 
regime". 
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klasse konsistent prodemokratische Interessen aufweist, während die agrari-
schen Großgrundbesitzer als Gegner demokratischer Regime zu betrachten sind 
(Rüschemeyer/Stephens/Stephens 1992: 270 - 273). Auch wenn die Berück-
sichtigung sozioökonomischer Klassenstrukturen sicher unabdingbar für die 
Feststellung der Interessen verschiedener Bevölkerungsgruppen ist, so scheint 
mir eine grundsätzliche Fixierung auf Klassenstrukturen aber zu eng zu sein. 
Vor allem Kevin Neuhouser hat in seiner Kritik an den Elitentheorien als Al-
ternative ein Klassenkompromißmodell der Erklärung stabiler Demokratien 
vorgeschlagen (Neuhouser 1992; 1998). Selbst in seinen eigenen empirischen 
Analysen wird aber deutlich, daß eine derartige Fixierung auf Klassenakteure 
nicht ausreichend ist. So muß er – ohne dies allerdings theoretisch näher zu be-
gründen – auch die Rolle der Kirchen und des Militärs berücksichtigen, die bei-
de gewiß nicht als Klassenakteure zu bezeichnen sind (Neuhouser 1991: 122, 
124; vgl. auch Wickham-Crowley 1994). Um die soziale Basis von politischen 
Interessen differenzierter zu analysieren, sollte daher ein offenerer Ansatz ge-
wählt werden, der auch nichtökonomische Konflikte erfaßt, die für Menschen 
von hoher Bedeutung sein können (vgl. Best 1990).3 Im hier vorliegenden Fall 
werde ich die Theorie der sozialen Konfliktlinien von Stein Rokkan und Sey-
mour Martin Lipset heranziehen, um die relevanten Bevölkerungssegmente in 
der preußischen Gesellschaft zu bestimmen (Lipset/Rokkan 1967).4 

1) Neben die methodische Schwierigkeit der Berücksichtigung der Inte-
ressen aller einzelnen Individuen tritt noch eine theoretische Problematik. In 
den seltensten Fällen sind individuelle Akteure unmittelbar für die Entwick-
lung politischer Strukturen relevant, sondern organisierte kollektive Akteu-
re, wie soziale Bewegungen, Interessenverbände und politische Parteien, die 
die Interessen ganzer Bevölkerungssegmente oder noch größerer Koalitio-
nen repräsentieren (vgl. Rucht 1993), was auch im folgenden Zitat von 
Przeworski verdeutlicht wird: „But isolated individuals do not shake social 
orders. This is why 'legitimacy' understood in individual terms, even with all 
Eastonian distinctions, has little bearing on the issue of regime stability. 
Only organized political forces have the capacity to undermine the democ-
ratic system" (Przeworski 1991: 28). Bevölkerungssegmente werden also 
nur dann politisch relevant, wenn es ihnen gelingt sich – zumindest kurzfris-
tig – zu organisieren. –Erst wenn die Mobilisierung und Organisierung einer 

                                                           
3  Für die Berücksichtigung derartiger Interessen spricht im hier betrachteten empirischen Fall 

auch die Tatsache, daß sich im Wahlverhalten der preußisch-deutschen Bevölkerung kon-
fessionelle Differenzen in weitaus höherem Maße als sozioökonomische Differenzen zeigen 
(vgl. Sperber 1997). 

4  Die Abgrenzung von relevanten Bevölkerungssegmenten kann aber nicht in jedem Fall mit 
Hilfe des Schemas von Rokkan und Lipset durchgeführt werden, da es vermutlich nicht alle 
möglichen gesellschaftlichen Konfliktlinien erfasst. So wird man in den Reformgesell-
schaften Osteuropas andere ökonomische Konfliktlinien zu berücksichtigen haben als in 
kapitalistischen Industriegesellschaften (vgl. Kitschelt 1992; Plasser/Ulram/Waldrauch 
1997). 
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Bevölkerungsgruppe gelingt, können deren Interessen und Machtressourcen 
wirksam in den politischen Prozeß eingebracht werden. Es müssen also die 
Bedingungen für dieses Phänomen untersucht werden. Der Prozeß der Or-
ganisierung und Mobilisierung ist auch für die Definition der Interessen ei-
nes Bevölkerungssegments relevant, da man den verschiedenen Bevölke-
rungsgruppen nicht ohne weiteres ein bestimmtes Interesse zuschreiben 
kann, welches sich z. B. aus deren objektiver sozialer Lage ergibt. Diese In-
teressen werden vielmehr im Prozeß der Konstituierung kollektiver Akteure 
selbst erst sozial konstruiert. Diese Behauptung soll im Zentrum der folgen-
den Ausführungen stehen, während die Mobilisierung von Machtressourcen 
nicht thematisiert wird. Es werden vier Bedingungen der Mobilisierung von 
Bevölkerungsgruppen behandelt: erstens ihre soziale Lage, zweitens die Be-
deutung von Kommunikations- und Interaktionsstrukturen, drittens Or-
ganisationsstrukturen und -eliten und viertens der soziale Kontext. 
1) Ausgangspunkt für die Definition und Repräsentation der Interessen 

von Bevölkerungssegmenten durch einen kollektiven Akteur ist in je-
dem Fall die jeweilige typische soziale Lage eines bestimmten Bevöl-
kerungssegments. Die soziale Lage ergibt sich aus der Position der 
Mitglieder eines Bevölkerungssegments in der sozialen Konfliktstruk-
tur einer Gesellschaft. Darunter verstehe ich die Verteilung von gesell-
schaftlich als wünschenswert betrachteten und relativ knappen Res-
sourcen auf der einen Seite (vgl. Hradil 1987: 14 - 17) und von gesell-
schaftlich geregelten Rechten (z. B. Verwendung der eigenen Sprache) 
auf der anderen Seite auf die Bevölkerung. Sowohl für individuelle wie 
auch für kollektive Akteure leiten sich Interessen aber nicht unmittelbar 
aus dieser sozialen Lage ab. Erst in Prozessen kultureller Interpretation 
und Evaluation können aus sozialen Lagen Interessen, d. h. auch Forde-
rungen nach Veränderungen der sozialen Realität entstehen. Nur aus 
der Perspektive spezifischer kultureller Rahmen werden bestimmte so-
ziale Lagen als Mißstände gesehen und als veränderlich betrachtet 
(Snow et al 1986, Gerhards/Rucht 1992).5 Allerdings dürfen die hier 
angesprochenen kulturellen Traditionen nicht als freischwebende kultu-
relle Werte betrachtet werden, sondern in ihrer Bindung an soziale In-
stitutionen, Gemeinschaften und Organisationen. 

                                                           
5  Dies wird von Barrington Moore exemplarisch an der kulturellen Rahmung von Lohnforde-

rungen in der frühen Arbeiterbewegung dargestellt. Er zeigt, daß zwar auf der einen Seite 
Vorstellungen einer „moral economy" eine erhebliche Rolle spielen, die jedem einen 
gerechten Mindestlohn, der die grundsätzlichen Bedürfnisse einer Familie dauerhaft sichert, 
zuspricht, daß aber auf der anderen Seite die aus der handwerklichen Tradition stammenden 
Qualitäts- und Leistungsstandards durchaus auch die Vorstellung gerechter Lohndifferen-
zen begründen. Aus ländlichen Gegenden rekrutierte Arbeiter zu deren kulturellen Tradi-
tionenen derartige Wertstandards nicht gehörten, waren für die Formulierung von Lohnfor-
derungen nur schwierig zu gewinnen, da von ihnen die existierenden Löhne nicht als 
ungerecht empfunden wurden (Moore 1982: 254 - 262). 
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2) Zentral für die Herausbildung kollektiver Akteure und für die autonome 
Definition von Interessen ist die Existenz von Kommunikations- und 
Interaktionsnetzwerken in einer Bevölkerungsgruppe sowie deren spe-
zifische Struktur (McAdam 1986; McAdam/McCarthy/Zald 1988). Da-
her sind ökonomische Strukturen, die zur urbanen Konzentration von 
spezifischen Bevölkerungsgruppen führen und günstige Kommunikati-
onsmöglichkeiten schaffen eine zentrale Voraussetzung für die Mobili-
sierung von politisch bisher relativ wenig einflußreichen sozialen Klas-
sen. Darüber hinaus ist aber auch die Struktur der Kommunikations-
netzwerke von erheblicher Bedeutung. Die Möglichkeit zu einer auto-
nomen Mobilisierung und Interessendefinition ist vor allem bei hori-
zontalen Kommunikationsmöglichkeiten unter allen Mitgliedern einer 
Bevölkerungsgruppe gegeben, während vertikale bzw. klientelistische 
Kommunikationsstrukturen, die über Intermediäre (vgl. Coleman 1991: 
162) verlaufen, eher hinderlich dafür sind (vgl. Judt 1979; Putnam 
1993; Heller 2000). Desweiteren sind bei der Betrachtung der Kom-
munikations- und Interaktionsstrukturen die schon präexistierenden In-
stitutionen und Organisationen innerhalb einer Bevölkerungsgruppe 
von erheblicher Relevanz. Personen, die schon in relativ dichte, durch 
spezifische Organisationen oder Institutionen gebildete Kommu-
nikationsnetzwerke eingebunden sind, sind nur dann für neue Bewe-
gungen oder Organisationen zu mobilisieren, wenn diese eine gewisse 
Affinität mit den vorhandenen Kommunikationsnetzwerken aufweisen. 
Dies gilt z. B. für die Rolle der schwarzen Kirchen im Süden der Verei-
nigten Staaten als Basis für die Civil Rights Bewegung (McAdam 
1982), während der umgekehrte Fall bei säkularen Arbeiterbewegungen 
vorliegt, die versuchen kirchlich gebundene Arbeiter zu organisieren 
(Nolan 1981). 

3) Entscheidende Voraussetzung für die dauerhafte Existenz eines kollek-
tiven Akteurs, der die Interessen einer Bevölkerungsgruppe repräsen-
tiert, sind formale Organisationen. Diese können erstens Ressourcen 
systematisch akkumulieren, um sie im Konfliktfall einzusetzen, zwei-
tens politische Aktivitäten in Zeit und Raum koordinieren und drittens 
auch Personen mit Hilfe von selektiven Anreizen mobilisieren, die 
sonst nur bedingt zur Unterstützung der Organisation bereit wären 
(Gamson 1975). Für die hier vorliegende Frage nach der sozialen Kon-
struktion von Interessen sind Organisationen vor allem deshalb von ent-
scheidender Bedeutung, da sie die Arena bilden in der die politisch rep-
räsentierten, langfristigen Interessen eines Bevölkerungssegments ent-
wickelt werden (Offe/Wiesenthal 1980). Eine entscheidende Bedeutung 
kommt dabei vor allem den Inhabern von Positionen innerhalb der Or-
ganisationen und den besonders engagierten Mitgliedern zu, die ich zu-
sammengefaßt als Organisationseliten bezeichnen will. Diese De-
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finition von Eliten ist durchaus im Einklang mit der oben zitierten De-
finition von Higley und Burton. Diese Personengruppen haben gewöhn-
lich einen entscheidenden Einfluß auf die Definition von Interessen und 
Strategien einer Organisation, da sie selbst in hochgradig demokrati-
schen Organisationen einen Machtvorsprung gegenüber den Mitglie-
dern haben und daher auch immer ihre eigenen Interessen innerhalb der 
Organisation und mit Hilfe der Organisation verfolgen. Dieser Macht-
vorsprung hängt aber von den formalen Mitwirkungsmöglichkeiten der 
Mitglieder ab und von der Existenz sozialer Voraussetzungen (z. B. 
günstige Interaktions- und Kommunikationsstrukturen), die den Mit-
gliedern eine dauerhafte demokratische Partizipation in der Organisati-
on ermöglichen (vgl. Nyden 1985; Lipset/Trow/Coleman 1956).6 Selbst 
in relativ undemokratischen, klientelistischen Organisationen sind aber 
die Eliten darauf angewiesen bestimmte Forderungen der Mitglieder zu 
erfüllen, um sich deren Loyalität zu sichern (Wickham-Crowley 1994). 
Generell legt der Machtvorsprung der Organisationseliten aber nahe, 
deren soziale Rekrutierung und Interessen bei der Untersuchung der 
Formulierung von Interessen in Organisationen zu berücksichtigen. Or-
ganisationseliten sind nicht nur als Repräsentanten bestimmter Bevöl-
kerungssegmente zu betrachten, sondern sind Akteure mit eigenstän-
digen Interessen. Dies wird in der folgenden empirischen Analyse be-
rücksichtigt, indem die jeweiligen Chancen der Wiederwahl der Abge-
ordneten berücksichtigt werden. 

2) Der soziale Kontext einer sozialen Bewegung oder Organisation ist 
höchst bedeutsam für deren Entwicklung. Besonders wichtig sind dabei 
die Koalitionschancen und die Konflikte mit anderen Akteuren. Die 
Koalitionschancen eines kollektiven Akteurs können in höchst bedeut-
samer Weise die Formulierung von Interessen innerhalb einer Organi-
sation beinflussen. Die Koalition mit einem anderen Akteur kann zu in-
ternen Machtverschiebungen in Organisationen führen, die eine dem 
Koalitionspartner eher affine Fraktion der Organisationselite stützt. 
Dies wird auch zu Anpassungsprozessen hinsichtlich der Interessen des 
kollektiven Akteurs führen, die in stärkerem Maße die Belange des Ko-
alitionspartners berücksichtigen. Die Geschichte der Konflikte eines 
kollektiven Akteurs hat den genau umgekehrten Effekt. Sie führt mit 
zunehmender Stärke zu einer stärkeren Mobilisierung und Abgrenzung 
von den Konfliktgegnem und einer schärferen Zuschneidung bzw. Be-
tonung der eigenen Interessen (Coser 1965: 36 - 44). Beispiele für diese 

                                                           
6  In demokratischen Organisationen können die Mitglieder in entscheidenden Fragen den 

Handlungsspielraum für die Organisationseliten erheblich einschränken, wie z. B. die SPD 
in den 1890er Jahren erleben mußte, als die Mitglieder jegliche Einschränkung von Kon-
sumenteninteressen zugunsten der Formulierung eines sozialdemokratischen Agrarpro-
gramms ablehnten (Lehmann 1970: 174 -190). 
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Behauptung sind auf der einen Seite erfolgreiche Streiks, die zu einer 
dauerhaften Mobilisierung und Organisierung der Arbeiter führen 
(Franzosi 1995) auf der anderen Seite Fälle von scharfer Repression 
seitens staatlicher Autoritäten, die zu einer Verhärtung der Interessen 
eines kollektiven Akteurs führen können, wie z. B. die Auswirkungen 
des preußischen Kulturkampfes auf die Mobilisierung der Katholiken 
und Polen oder des Sozialistengesetzes auf die Entwicklung der Sozial-
demokratie in Deutschland verdeutlichen. 

 
Die dargestellten vier Bedingungen sollen es ermöglichen, die Definition der 
Interessen von kollektiven Akteuren, die bestimmte Bevölkerungsgruppen rep-
räsentieren, zu untersuchen. Dabei kann die skizzierte theoretische Perspektive 
struktur- und akteurorientierte Theorien miteinander verknüpfen. Im Gegensatz 
zur Theorie von Burton, Higley und Field gehe ich hier davon aus, daß die Inte-
ressen von Organisationseliten in hohem Maße durch sozialstrukturell be-
stimmte Konfliktlinien vorgegeben sind. Allerdings haben die jeweiligen Eliten 
gewisse Handlungsspielräume bei der Definition und der Verfolgung dieser In-
teressen, so daß eine rein makrosoziologische Analyse gesellschaftlicher Kon-
fliktlinien nicht ausreicht, um die Entwicklung politischer Strukturen zu erklä-
ren. 

In den folgenden Abschnitten soll der skizzierte theoretische Rahmen und 
die darin eingeschlossene Behauptung von der sozialen Konstruktion von Inte-
ressen an einem empirischen Beispiel verdeutlicht und überprüft werden. Es 
handelt sich dabei um den Versuch der Einführung des gleichen Wahlrechts in 
Preußen im Jahr 1918. In Abschnitt 3 wird dargestellt, daß es sich dabei tat-
sächlich um einen Demokratisierungsschritt gehandelt hätte. In den Abschnit-
ten 4 und 5 werden die relevanten Bevölkerungssegmente in Preußen, ihre Inte-
ressenverbände und Parteien sowie ihre Interessen dargestellt. Auf dieser Basis 
lassen sich Hypothesen über das Abstimmungsverhalten der Abgeordneten auf-
stellen, die dann im Abschnitten 6 überprüft werden. 

3. Das preußische Dreiklassenwahlrecht als Blockade der Demo-
kratisierung 

Die in Abschnitt 2 dargestellte theoretische Skizze soll beitragen zu erklären, 
unter welchen Bedingungen demokratische Regime in Gesellschaften entstehen 
und sich konsolidieren. Daher soll an dieser Stelle gezeigt werden, inwiefern 
die Einführung des gleichen Wahlrechts in Preußen einen Demokratisierungs-
fortschritt gegenüber dem Dreiklassenwahlrecht bedeutet hätte. Dieses Wahl-
recht existierte in Preußen seit dem 30.5.1849, als es durch einen Oktroy des 
Königs eingeführt wurde (Huber 1978: 497 - 500). Es war ein allgemeines, un-
gleiches, indirektes und öffentliches Männerwahlrecht. Es wurden auf Stimm-
bezirksebene in öffentlicher Wahl Wahlmänner gewählt, die dann in einem 
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zweiten Schritt gleichfalls in öffentlicher Wahl die eigentliche Wahl der Abge-
ordneten vornahmen. Der Name dieses Wahlverfahrens stammt allerdings da-
her, daß die Urwähler in ihren Stimmbezirken bzw. Gemeinden nach ihrer 
Steuerleistung in drei Klassen eingeteilt wurden. Jede dieser Klassen stellte ei-
nen gleich großen Anteil am Steueraufkommen der Gemeinde, so daß die erste 
Klasse nur eine kleine Zahl von Wählern mit hohem Steueraufkommen und die 
dritte Klasse eine sehr große Zahl von Wählern mit relativ geringem bis keinem 
Steueraufkommen aufwies. Jede dieser drei Wahlabteilungen konnte bei der 
Urwahl eine im Durchschnitt gleich große Anzahl von Wahlmännem bestim-
men, so daß also die Personen in den oberen Wahlabteilungen ein sehr viel 
größeres Stimmgewicht hatten, als diejenigen in der dritten Wahlabteilung. Die 
Anzahl der Wahlberechtigten in der ersten Wahlabteilung lag dabei meist unter 
5 %, der Anteil in der zweiten Abteilung bei ca. 15 % und in der dritten Abtei-
lung über 80 % (Ritter/Niehuss 1980: 142 - 144). 

Abgesehen davon, daß das Dreiklassenwahlrecht generell nicht den Ansprü-
chen an ein demokratisches Wahlrecht entspricht (Hohlen 1986) und seine Ab-
schaffung schon insofern als ein Demokratisierungsschub erscheinen muß, be-
deutete das preußische Dreiklassenwahlrecht und die damit gegebene konserva-
tive Vormachtstellung auch für das gesamte deutsche Reich eine erhebliche 
Demokratisierungsblockade. Dabei muß die Tatsache berücksichtigt werden, 
daß die Reichsregierung und -verwaltung eng mit der preußischen Regierung 
bzw. Verwaltung verquickt war (Wehler 1995: 859 - 860; Nipperdey 1992: 95; 
Mommsen 1983: 206, 209). Nicht nur, daß die preußische Bürokratie zahlrei-
che Zuarbeiten für die Exekutive des Reiches übernahmen, im Normalfall war 
auch der preußische Ministerpräsident zugleich Reichskanzler und mußte daher 
reichspolitische Themen auch im preußischen Abgeordnetenhaus diskutieren 
(Thieme 1963: 12 - 13).7 Das preußische Dreiklassenwahlrecht war allerdings 
schon seit seiner Einführung umstritten. In seiner Geschichte wurden immer 
wieder Anträge auf Reformen eingebracht. Tatsächlich kam es aber nur zu rela-
tiv geringfügigen Änderungen. Die hier im Mittelpunkt der Untersuchung ste-
hende Abstimmung aus dem Jahr 1918 über die Einführung des gleichen Wahl-
rechts war Resultat der Machtverschiebungen im ersten Weltkrieg und vor al-
lem der Überzeugung von Teilen der preußischen Staatsregierung, daß das 
Dreiklassenwahlrecht nicht mehr zu halten sei, die sich dann in wiederholten 

                                                           
7  Sehr prägnant formuliert Wehler die Verhältnisse in dem folgenden Zitat: „Da die 

preußische Hegemonie konstitutionell und realhistorisch abgesichert war, stieg jedoch der 
preußische Landtag zur 'heimlichen' zweiten Kammer des Reiches auf. Denn dort konnte 
die Politik des 'Empire State' formuliert, der Ministerpräsident festgelegt und in seinem 
Doppelamt als Reichskanzler zur Beachtung des gewünschten Kurses angehalten werden. 
Das Abgeordnetenhaus, erst recht das Herrenhaus besaßen daher eine Vetomacht - nicht nur 
etwa in Preußen, sondern auch und gerade in der Reichspolitik. Dieses Arrangement zugun-
sten des preußischen Herrschaftskartells hing freilich ganz und gar von der fortwährenden 
Geltung des Dreiklassenwahlrechts ab" (Wehler 1995: 857). 
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Äußerungen des Kaisers zugunsten einer Wahlrechtsreform konkretisierten 
(Bergsträsser 1929; Patemann 1964). 

4. Die soziale Konstruktion von Interessen  
in Preußen-Deutschland 

Um das Abstimmungsverhalten der Abgeordneten als politischen Repräsentan-
ten der relevanten Bevölkerungssegmente in Preußen erklären zu können, muß 
vorweg deren Organisation und Interessendefinition untersucht werden. Die 
Bevölkerungsgruppen werden hier im Anschluß an das Konfliktlinienmodell 
von Lipset und Rokkan betrachtet. Dabei kann nicht für jede Bevölkerungs-
gruppe systematisch auf die oben skizzierten vier Bedingungen eingegangen 
werden, doch werden – soweit möglich und nötig – jeweils die typische soziale 
Lage (1), die relevanten Kommunikations- und Interaktionsstrukturen (2) sowie 
die jeweiligen Organisationsstrukturen genannt (3). Nur zum Teil wird auch die 
Struktur der Koalitionschancen und die Konfliktgeschichte angesprochen wer-
den (4). Die hier verwendete Nummerierung wird auch im weiteren Text zur 
Benennung der Bedingungen verwendet. Erst vor diesem Hintergrund der Her-
ausbildung kollektiver Akteure aus den verschiedenen Bevölkerungssegmenten 
kann dann abschließend beurteilt werden, welche Vor- und Nachteile für die 
organisierten Bevölkerungsgruppen aus dem preußischen Dreiklassenwahlrecht 
erwuchsen. 

4. 1. Nichtagrarische Klassenstrukturen8 

1. Das Bürgertum 

(1) Das Wirtschafts- und Bildungsbürgertum bildete die dominante Klasse der 
nichtagrarischen Klassenstruktur in Preußen, da es sich hier um die durch Be-
sitz oder Kontrolle von Produktionsmitteln und/oder die Verfügung über eine 
hohe – meist akademische – Bildung privilegierte, relativ kleine Bevölkerungs-

                                                           
8  Ich werde an dieser Stelle nicht die sozialen Klassen der Kleinbürger und der Angestellten 

behandeln, da dies den Artikel zu umfangreich machen würde. Diese standen mit ihren In-
teressen zwischen dem Bürgertum und den Arbeitern. Trotz der Existenz von liberalen 
Augestelltenverbänden, der Mitgliedschaft von zahlreichen Handwerkern in sozialdemokra-
tischen Konsumvereinen und der hohen Stimmenzahl aus der protestantischen Mittelklasse 
für die Sozialdemokraten kann man im internationalen Vergleich wohl davon sprechen, daß 
die preußisch-deutschen Mittelklassen ausgesprochen konservativ waren und zu Koali-
tionen mit dem Bürgertum und mit den agrarischen Kräften überdurchschnittlich bereitwil-
lig waren (Lenger 1988: 158 - 159; Mielke 1976: 180; Gellately 1974: 56; Kocka 1981; 
Haupt/Crossick 1998). 
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gruppe (6 % der Gesamtbevölkerung)9 von Unternehmern, Managern, hohen 
Beamten und Beschäftigten in den freien Berufen handelte (Wehler 1995: 713). 
Im internationalen Vergleich war die soziale Lage des deutschen Bürgertums in 
besonders hohem Maße durch den Staat geprägt. Dies reichte vom relativ ho-
hen Einfluß des Staates auf die akademischen Berufe, die Rolle des Staates in 
industriellen Konflikten bis hin zur großen symbolischen Relevanz von staatli-
chen Titeln und Orden (McClelland 1985; Wehler 1995: 736 - 744; Saul 1974). 
(2) Sowohl gegenüber dem darunterliegenden Kleinbürgertum aber auch ge-
genüber dem Adel zeigt das Bürgertum eine erstaunliche soziale Geschlossen-
heit wie sich an Formen vertikaler sozialer Mobilität aber auch an den Heirats-
beziehungen ablesen läßt (Berghoff/Möller 1993). (3) Die angeführte, hohe 
Bedeutung des Staates schlägt sich auch in den vom Bürgertum dominierten 
Organisationen nieder, unter denen zahlreiche radikal-nationalistische Gruppen 
waren, die unter antidemokratischem Vorzeichen einen deutschnationalen Im-
perialismus propagierten (Chickering 1984; Eley 1980) sowie in den stark 
staatszentrierten Organisationen der akademischen Berufe (McClelland 1985, 
Wehler 1995: 736 - 744). Zentral für die sozioökonomischen Konfliktlinien 
sind aber die Interessenverbände des Wirtschaftsbürgertums: allen voran der 
Centralverband Deutscher Industrieller zur Beförderung und Wahrung nationa-
ler Arbeit. Dieser wurde von agrarisch geprägten und von schwerindustriellen 
Interessengruppen dominiert, was nicht zuletzt auf die im internationalen Ver-
gleich starke Konzentration von Großunternehmen in der Schwerindustrie und 
die damit einhergehenden Machtressourcen zurückzuführen ist (Cassis 1997: 
11). Daher steuerte der CVDI einen politischen Kurs der relativ freundlich ge-
genüber agrarischen Interessen und Schutzzöllen war und sich vehement gegen 
sozialpolitische und andere Forderungen der Gewerkschaften zur Wehr setzte 
(Kaelble 1967: 72 - 76).10 Gegen die Dominanz der Schwerindustrie im CVDI 
und den damit verbundenen politischen Kurs setzten sich seit den 1890er Jah-
                                                           
9  Die Angaben für die Größen der unterschiedlichen sozialen Klassen mitsamt der Familien-

angehörigen sind entweder den jeweils angegebenen Literaturangaben entnommen oder 
Schätzungen auf der Basis der Angaben in Hohorst/Kocka/Ritter (1975: 66 - 69). 

10  Am Beispiel der Interessendefinition der Schwerindustrie kann auch die Bedeutung der je-
weiligen nationalen Konstellation von Klassengegensätzen deutlich gemacht werden. In ei-
nem Vergleich zwischen deutscher und amerikanischer Schwerindustrie ist ersichtlich, daß 
die Schwerindustriellen in den beiden Ländern eine weitgehend übereinstimmende sozio-
ökonomische Lage hatten und damit einhergehend ähnlich repressive und paternalistische 
Arbeitsbeziehungen pflegten (Welskopp 1994: 361). Die amerikanischen Schwerindustriel-
len hatten aber sehr viel geringere Probleme mit einem demokratischen Wahlrecht, da die 
amerikanische Arbeiterklasse zahlenmäßig relativ klein und damit auch politisch weniger 
einflußreich war (Bridges 1986; Shefter 1986). Darüber hinaus war sie im Vergleich zu 
Deutschland relativ schwach organisiert, was nicht zuletzt auf die massive Repression sei-
tens der Unternehmer zurückzuführen ist (Voss 1993; Friedmann 1989) und sie sah sich ei-
nem Staat und Rechtssystem gegenüber, das die Durchsetzung von Arbeiterforderungen in 
starkem Maße erschwerte (Hattam 1993). Insofern waren die Interessen der amerikanischen 
Schwerindustrie durch ein demokratisches Wahlrecht sehr viel weniger betroffen als die der 
deutschen Schwerindustriellen. 
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ren zunehmend Vertreter der verarbeitenden Industrien ab, die einen gemäßig-
teren Kurs verfolgten und einen weiteren Interessenverband, den Bund der In-
dustriellen, gründeten (Ullmann 1976). Eine deutliche antiagrarische und libe-
rale Wendung nahm diese Entwicklung mit dem Hansabund, einer Sammelbe-
wegung von Organisationen aus den Kreisen der Unternehmer, Kleinbürger 
und Angestellten (Mielke 1976). Diese Organisationen traten für eine stärkere 
Durchsetzung liberaler Prinzipien ein und waren demnach weniger feindlich 
gegenüber sozialpolitischen Forderungen und gegenüber Verhandlungen mit 
den Arbeitnehmerverbänden. 

2. Die Arbeiter 

Die Arbeiter in Industrie, Handel und Dienstleistungsbereichen machten die 
größte soziale Gruppe der deutschen Gesellschaft mit ca. 45 % Anteil aus. (1) 
Sie verfügten kaum über ökonomische oder Bildungsressourcen und hatten in 
den Betrieben keine Autoritätsposition inne. Insofern waren sie auf den Ver-
kauf ihrer Arbeitskraft angewiesen, so daß ihre Marktlage stets durch Unsi-
cherheit geprägt blieb und sie unter Fremdbestimmung meist körperliche Ar-
beit verrichteten (Kocka 1983: 138 - 141). (2) Auch in Kleidung, sozialen 
Netzwerken und Lebensstil waren die Arbeiter klar von anderen sozialen Klas-
sen abgegrenzt (Kocka 1988: 24). Ihre Zusammenballung in großen Städten 
und Unternehmen bildete die Grundlage für ihre erfolgreichen Organisations-
bemühungen. (3) Dominant waren dabei die sozialdemokratischen Organisati-
onen die 1913 immerhin über 2,5 Millionen Mitglieder hatten (Schönhoven 
1987: 80 - 81). Ihre schärfsten Konkurrenten waren die christlichen Gewerk-
schaften, die vor allem katholische Arbeiter organisierten, unter denen die sozi-
aldemokratischen Organisationen nur geringen Anklang fanden (Schönhoven 
1987: 75; Nolan 1981). Während die sozialdemokratischen Gewerkschaften in 
Anknüpfung an handwerkliche kulturelle Traditionen auf der einen Seite und 
an bürgerliche Gleichheitsvorstellungen auf der anderen Seite relativ umfas-
sende Reformen forderten und diese im Konflikt gegen die Unternehmer 
durchsetzen wollten, setzten die christlichen Gewerkschaften aus der Perspek-
tive eines christlich-ständischen Weltbildes stärker auf den Ausgleich der Inte-
ressen und die Kooperation zwischen Arbeitern und Unternehmern (Schneider 
1989: 415; Schönhoven 1987: 68). In den inhaltlichen Forderungen bestand a-
ber nichtsdestotrotz eine gewisse Übereinstimmung. 



128 

4.2. Agrarische Klassenstrukturen 

1. Großgrundbesitzer 

(1) Der Großgrundbesitz in Preußen wird zwar meist mit den adligen Junkern 
assoziiert, doch waren tatsächlich die meisten Besitzer von großen Gütern über 
100 Hektar keine Adligen. Allerdings waren letztere meist im Besitz von be-
sonders großen Gütern die überwiegend im ostelbischen Preußen lagen (Hess 
1990: 89 - 92).11 Der preußische Adel konnte von seiner agrarischen Basis aus 
wesentliche Herrschaftspositionen in Verwaltung, diplomatischem Dienst und 
Militär besetzen und besaß darüber hinaus exzellente Beziehungen zum Berli-
ner Hof (Wehler 1995: 816 - 820). (2) Ilona Buchsteiner konnte am Beispiel 
Pommerns zeigen, daß sich die ökonomische Dominanz der adligen gegenüber 
den bürgerlichen Großgrundbesitzern auch in eine politische und kulturelle 
Hegemonie umgesetzt hat, die sich z. B. in der Besetzung von lokalen und re-
gionalen Ämtern und Vertretungskörperschaften zeigte (1993). (3) Damit war 
auch die von ostelbischen Großgrundbesitzern geführte Organisation des Bun-
des der Landwirte in einer Situation die durch ausgezeichnete Beziehungen zu 
den politischen Schaltstellen des Kaiserreichs gekennzeichnet war (Wehler 
1995: 833). 

2. Bauern 

Die Industrialisierung in Deutschland bedeutete für die landwirtschaftlichen 
sozialen Klassen einen deutlichen Bedeutungsrückgang. War 1882 noch für 
über 41 % der Bevölkerung eine landwirtschaftliche Tätigkeit angegeben, so 
lag dieser Anteil 1907 nur noch bei 27,4 %. Insgesamt dürften noch über 10 % 
der Bevölkerung selbständige Landwirte – ausgeschlossen die Großgrundbesit-
zer – gewesen sein. (1) Die bäuerlichen Besitzklassen waren intern scharf nach 
dem Grundbesitz differenziert. Dabei kam den Groß- und Vollbauern eine do-
minante Position in der dörflichen Machthierarchie zu (Wehler 1995: 830 - 
831). Vor allem die krisenhafte Entwicklung der Landwirtschaft in den 1890er 
Jahren führte zu einer massiven Mobilisierung der bäuerlichen Bevölkerung, 
die freilich durch den unter großagrarischer Führung stehenden Bund der 
Landwirte aufgefangen wurde. (3) Dieser forderte höhere Zölle für landwirt-
schaftliche Produkte, Steuererleichterungen für die Landwirtschaft und rechtli-
che Einschränkungen für Landarbeiter (Puhle 1966: 74).12 Nicht berücksichtigt 

                                                           
11  Quantitativ ist diese Gruppe innerhalb der preußischen Gesellschaft mit 0,3 % relativ unbe-

deutend (Wehler 1995: 809 -811). 
12  Dabei darf die sozialprotektionistische, zum Teil antisemitische Ausrichtung des BdL nicht 

zu der These veranlassen, daß die Bauern lediglich von den adligen Großgrundbesitzern 
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wurden dabei aber die Probleme von Kleinlandwirten und Landarbeitern. Der 
BdL hatte vor allem in protestantischen Gegenden seine Mitglieder, während 
ein großer Teil der organisierten katholischen Bauern Mitglieder der christli-
chen Bauernvereine war. Diese wurden, ähnlich wie der BdL, meist unter Füh-
rung von Adligen gegründet und verfolgten eine ähnliche Programmatik. Frei-
lich mit dem entscheidenden Unterschied, daß die christlichen Bauernvereine 
in sehr viel höherem Maße als der BdL auf Selbsthilfe setzten und weniger auf 
Staatshilfe hofften (Moeller 1983: 126 - 136). Daneben existierten allerdings 
auch noch kleinere liberale Bauernverbände, die auch vorwiegend auf Selbst-
hilfe und Spezialisierung setzten und mit den liberalen Parteien und dem Han-
sabund verbunden waren. 

3. Landarbeiter 

Die größte ländliche Bevölkerungsgruppe machte mit ca. 15 % Anteil an der 
Gesamtbevölkerung die ländliche Arbeiterschaft und das Gesinde aus. Sie war 
in erster Linie für die Anerbengebiete der norddeutschen Tiefebene einschließ-
lich der ostelbischen Großgrundbesitzgebiete typisch. (1) Die Landarbeiter wa-
ren innerhalb der ländlichen Gesellschaft eine ökonomisch und soziale deklas-
sierte Gruppe, die zum Teil mit unverhohlenem Hochmut behandelt wurde 
(Schildt 1996: 8). (3) Trotz ihrer schlechten sozioökonomischen Lage entwi-
ckelte die Landarbeiterschaft aber nur zu einem geringen Grad kollektive Or-
ganisationen, so hatte der Deutsche Landarbeiterverband 1914 nur 20000 Mit-
glieder (Hübner 1977: LVII). Die politische Abstinenz der Landarbeiterschaft 
läßt sich auch an der Wahlbeteiligung bei den preußischen Landtagswahlen ab-
lesen (vgl. Schildt 1996: 25 - 26). Die Wahlbeteiligung der ersten Wahlabtei-
lung war in relativ industrialisierten Gebieten (Weniger als 25 % Beschäftigte 
in der Landwirtschaft) ca. 1,8 so hoch wie in der dritten Abteilung, in agrari-
schen Gebieten (Mehr als 50 % der Beschäftigten in der Landwirtschaft) aber 
4,2 mal so hoch.13  

                                                                                                                          
manipuliert wurden, wie sie vor allem von Puhle nahegelegt wurde (Puhle 1966: 63). Der 
BdL konnte in großem Maße auch die Mißstimmung und Interessen der bäuerliche Besitz-
klassen formulieren und diese aufgrund seiner guten Beziehungen auch in das politische 
System hineintransportieren (Hunt 1974; Moeller 1981). 

13  Es stellt sich hier freilich die interessante - aber in der Forschung fast völlig vernachlässigte 
- Frage, warum die deutsche Landarbeiterschaft trotz ihrer zahlenmäßigen Größe im Ver-
gleich zu ihren Gegenstücken in Italien oder Spanien nur wenig Protestbereitschaft gezeigt 
und sich kaum organisiert hat (Kölling 1996; Cardozo 1982; Malefakis 1993). Folgende 
Gründe scheinen mir vor dem Hintergrund der oben skizzierten Mobilisierungsdeterminan-
ten relevant zu sein: 
1) Die widersprüchliche Klassenlage, da die Landarbeiterschaft - anders als dies von Max 
Weber in den 1890er Jahren vorhergesagt wurde - sich nicht in Richtung eines ländlichen, 
besitzlosen Proletariats entwickelte (Weber 1988: 489), sondern seine Naturalentlohnung 
zunehmend zur Grundlage einer profitablen Schweinezucht machte, die die Landarbeiter in 
ihrer sozialen Lage näher an die ländlichen Besitzklassen heranrückte (Kölling 1996). 
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Welche Vor- und Nachteile im Hinblick auf ihre Interessen hatten nun die 
verschiedenen sozialen Gruppen vom preußischen Dreiklassenwahlrecht, die 
sich durch eine Einführung des gleichen Wahlrechts verändert hätten? Dabei ist 
einerseits die grundsätzliche Frage nach dem politischen Einfluß zu stellen und 
andererseits nach den substantiellen Veränderungen, die eine Verschiebung der 
politischen Machtverhältnisse im preußischen Abgeordnetenhaus mit sich ge-
bracht hätten.14 Offensichtlich waren die oberen sozialen Klassen und die orga-
nisierten agrarischen Gruppen – die politisch häufig kooperierten – vom Drei-
klassenwahlrecht bevorzugt, da sie ihre politischen Vertreter leichter durchset-
zen konnten. Diese politische Bevorteilung äußerte sich auch in substantieller 
Hinsicht, die durch eine stärkere Demokratisierung Preußens zumindest ten-
denziell hätte gemindert werden können. So konnten die Arbeitgeber bzw. die 
oberen sozialen Klassen wesentliche sozialpolitische Reformen blockieren 
(Wehler 1995: 1086 - 1090), wurden in hohem Maße bei Arbeitskämpfen vom 
preußischen Staat bevorzugt (Saul 1974) und nur geringfügig durch progressive 
Steuern belastet (Witt 1970: 52). Vor allem die gewerkschaftsfeindlichen Ver-
treter der Schwerindustrie profitierten also vom preußischen Dreiklassenwahl-
recht, in deutlich geringerem Maße auch die anderen Vertreter der bürgerlichen 
Klassen, da sie weniger vom Kampf gegen die Gewerkschaften betroffen wa-
ren und weniger stark an einer Kooperation mit der Landwirtschaft interessiert 
waren, während vor allem die Arbeitnehmer eindeutig benachteiligt waren. 
Hinsichtlich der sektoralen Konfliktlinie läßt sich eine deutliche Bevorzugung 
der organisierten agrarischen Gruppen ausmachen. Dies fing schon bei der 
krassen Überrepresentation der agrarischen Adligen in Verwaltung und Militär 
an (Wehler 1995: 810 - 819), ging weiter mit dem Zoll- und Steuersystem, 
welches vor allem den städtischen Konsum belastete (Witt 1970, Hentschel 
1978: 200 - 204), der Sicherung der arbeitsrepressiven ländlichen Arbeitsver-

                                                                                                                          
2) Sozial kontrollierte Kommunikationsstrukturen, da die deutschen Landarbeiter - anders als 

die italienischen - häufig nicht in Dörfern, sondern in der Nähe der Gutshöfe unter herr-
schaftlicher Kontrolle wohnten (Cardoza 1982; Flemming 1986; Plaul 1986: 117 - 118). 

3) Politische Repression, da neben der Kontrolle durch die lokalen Obrigkeiten (Gutsbesitzer, 
Kirche) die Organisationsbestrebungen unter den Landarbeitern vom preußischen Staat 
massiv bekämpft wurden (Saul 1975), während in Italien vor allem in der Ara des Minister-
präsidenten Giolitti eine relativ liberale Haltung vorherrschte (Kölling 1996). Darüber hin-
aus waren die Landarbeiter in Preußen explizit von der Koalitionsfreiheit ausgenommen 
(Vormbaum 1980). 

4) Die mangelnden Organisationsbemühungen, da ganz offensichtlich die sozialdemokrati-
schen Organisationen nicht in der Lage waren, ein Programm zu entwickeln, welches wirk-
lich an die soziale Lage der Landarbeiter angeknüpft hätte. Die meist städtischen Funk-
tionäre begriffen die Bedeutung der Naturalentlohnung nicht und waren im Zweifelsfall 
bereit die Interessen der Landarbeiter den Interessen der städtischen Konsumenten unter-
zuordnen (Kölling 1996). 

14  Dabei werde ich nicht nur auf politische Fragen eingehen, die im preußischen Abgeordne-
tenhaus entschieden wurden, da - wie oben gezeigt - auch die Entscheidungen des Reichsta-
ges nicht unbeeinflußt von den Machtverhältnissen im preußischen Abgeordnetenhaus wa-
ren. 
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fassung durch den preußischen Staat und die Absicherung großagrarischadliger 
Interessen über die Gewährung von Fideikomissen (Ness 1990). Insofern waren 
die organisierten agrarischen Gruppen an der Beibehaltung des preußischen 
Wahlrechts in hohem Maße interessiert, obwohl dies freilich in geringerem 
Maße für die stärker auf Selbsthilfe orientierten christlichen und liberalen 
Gruppen gelten dürfte. Dabei muß allerdings immer berücksichtigt werden, daß 
die ländliche Arbeiterschaft von diesen Organisationen praktisch aus-
geschlossen war und damit auch ihre Interessen politisch nicht repräsentiert 
waren. 

Die nichtagrarischen Klassen waren in ihrer Politik gegenüber den organi-
sierten agrarischen Klassen teilweise schwankend. Während die Arbeiterorga-
nisationen konsequent für die nichtagrarischen Interessen eintraten, entwickelte 
sich im Bürgertum erst seit Beginn des 20. Jahrhunderts eine immer stärkere 
Ablehnung der Bevorzugung der Landwirtschaft, die vor allem in den Verbän-
den des Großhandels, der verarbeitenden Industrie und dem Hansabund ihren 
Rückhalt fand. Dagegen waren Teile der Schwerindustrie und auch des Klein-
bürgertums und der Angestellten auch zur Koalition mit den ländlichen Interes-
senverbänden bereit. 

4.3. Konfessionelle Konfliktlinie 
In Preußen existierte neben der protestantischen Majorität, die ca. 65 % der 
Bevölkerung ausmachte, eine katholische Minorität von 33,5 % der Bevölke-
rung, die regional im Rheinland, Posen, Westfalen, Schlesien und Westpreußen 
konzentriert war (Hohorst/Kocka/Ritter 1975: 54). (1) Aber erst die Interventi-
onen des preußischen Staates gegenüber den Rechten der katholischen Kirche 
im Kulturkampf und das traumatische Ereignis der preußisch-protestantischen 
Reichsgründung führten zu einer relativ dauerhaften politischen Mobilisierung 
der katholischen Bevölkerung (Lönne 1986).(2) Diese war nicht nur durch ihre 
Zugehörigkeit zur katholischen Kirche, sondern durch ein dichtes Netz von 
Vereinen organisiert, die einen Indikator für die im 19. Jahrhundert feststellba-
re Zunahme der katholischen Volksfrömmigkeit bilden (Sperber 1984; Lönne 
1986: 82 - 83). (3) Neben den christlichen Bauernvereinen und Gewerkschaften 
sowie dem eher urban geprägten Volksverein für das katholische Deutschland 
mit ca. 800000 Mitgliedern am Vorabend des ersten Weltkrieges (Lönne 1986: 
182) war ihre politische Vertretung vor allem das Zentrum, welches eine klas-
senübergreifende katholische Volkspartei darstellte. 

Betrachtet man die Vor- und Nachteile der katholischen Bevölkerung aus 
dem Dreiklassenwahlrecht, so lassen sich aufgrund ihrer sozialstrukturellen 
Heterogenität nur begrenzte Aussagen machen. Generell hätte die Einführung 
des gleichen Wahlrechts ihren politischen Einfluß wohl kaum gemindert. Al-
lerdings war für das preußische Zentrum eine Majorität der konservativen Kräf-
te durchaus von Vorteil, da diese einer laizistischen Vormachtstellung im Ab-
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geordnetenhaus entgegenwirkte, die für die kulturpolitischen Forderungen der 
Katholiken eher ungünstig gewesen wäre. Dagegen gab es aber seit der Zeit des 
Kulturkampfes mit seinen illiberalen Übergriffen seitens des Staates gegen die 
katholische Bevölkerung eine deutlich Orientierung an liberalen Prinzipien und 
am gleichen Wahlrecht, obgleich diese Bekenntnisse oft nur rhetorischen Cha-
rakter hatten (Kühne 1994b: 491 - 492; Loth 1984: 320 - 321, 347 - 349). Des-
weiteren ist die Tatsache zu berücksichtigten, daß die katholischen Verbände 
stärker auf Selbsthilfe als auf den Staat setzten und insofern nicht so stark von 
den Vorteilen des Dreiklassenwahlrechts abhängig waren. Insofern lassen sich 
für die katholische Bevölkerungsgruppe keine klaren Vor- oder Nachteile des 
Dreiklassenwahlrechts im Hinblick auf ihre Interessen ausmachen. 

4.4. Nationale Konfliktlinie 
In Preußen existierte neben der deutschen Bevölkerung als Erbe der polni-

schen Teilungen auch eine erhebliche Minorität von 3,7 Millionen Polen 
(1910) die ca. 10,5 % der preußischen Bevölkerung ausmachte und in den 
Provinzen Posen, Westpreußen und Schlesien konzentriert war (Wehler 1995: 
961; Broszat 1972: 142). Deren zunehmend nationaldemokratische Ausrich-
tung war eine unmittelbare Reaktion auf die antipolnischen Diskriminierungs-
maßnahmen, die vor allem vom preußischen Landtag unterstützt wurden. (1) 
Dazu gehörten Einschränkungen für die Benutzung der polnischen Sprache in 
Amtsgeschäften und in den Schulen, die Ausweisung von Polen mit ungeklär-
ter Staatszugehörigkeit sowie die Enteignung polnischen Landeigentums (Nip-
perdey 1992: 271; Wehler 1995: 963, 1068). (2, 3) Träger eines polnisch-
nationalen Milieus waren bis in das frühe Kaiserreich hinein vor allem Vertre-
ter des polnischen Adels (Conze 1983), erst seit der Gründung des deutschen 
Nationalstaats entwickelte sich ein eher bürgerlich und bäuerlich geprägtes 
dichtes Netzwerk von nationalpolnischen Organisationen von Bauernvereinen 
über Kreditgenossenschaften bis hin zu Arbeitervereinen (Conze 1983: 107; 
Broszat 1972: 137; Blanke 1981). Die Einführung des gleichen Wahlrechts und 
eine damit einhergehende Machtverschiebung in Richtung der Reichstagsver-
hältnisse hätte die Durchsetzung derartiger Maßnahmen deutlich erschwert. 

Zusammenfassend läßt sich im Hinblick auf die vier Konfliktlinien festhal-
ten, daß die organisierten agrarischen Klassen und die Seite der Arbeitgeber 
eher Vorteile vom Dreiklassenwahlrecht hatten, während für die polnische Be-
völkerung eher Nachteile aus dem Dreiklassenwahlrecht festzustellen waren 
und sich für das katholische Bevölkerungssegment kein klarer Vor- oder Nach-
teil herauskristallisierte. Entsprechend kann erwartet werden, daß die Repräsen-
tanten der vom Dreiklassenwahlrecht profitierenden Bevölkerungssegmente 
gegen die Einführung des gleichen Wahlrechts stimmen, während die Reprä-
sentanten der benachteiligten Bevölkerungsgruppen für die Einführung dessel-
ben stimmen. 
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5. Die Repräsentation von sozialen Interessen durch Parteien 
Politische Partein haben die Funktion der Aggregation und der politischen Rep-
räsentation von Interessen (Rucht 1993). Im Anschluß an die oben skizzierten 
Mobilisierungsbedingungen müssen aber die von den Parteien und den Abge-
ordneten vertretenen Interessen durch drei Parameter bestimmt werden: erstens 
die repräsentierten Bevölkerungssegmente, zweitens die soziale Herkunft der 
Parteieliten und ihren innerparteilichen Einfluß und drittens die Eigeninteressen 
der Parlamentarier. Daher wird hier im ersten Schritt die durchschnittliche so-
ziodemographische Struktur der von den verschiedenen Parteien repräsentier-
ten Wahlkreise dargestellt.15 Dabei wurden die vier sozialen Konfliktlinien 
durch folgende Wahlkreismerkmale operationalisiert: erstens der sektorale Ge-
gensatz durch den Anteil von landwirtschaftliche Beschäftigten im Wahlkreis, 
zweitens der Klassengegensatz durch die Unterstützung der Abgeordneten in 
den verschiedenen Wahlabteilungen. Hatte die Partei eines Abgeordneten die 
Mehrzahl der Stimmen in der dritten und zweiten Wahlabteilung, aber nicht in 
der ersten Wahlabteilung gewonnen, so wurde die Variable als 1 kodiert, in al-
len anderen Fällen als 0. Damit liegt allerdings nur eine relativ grobe Operatio-
nalisierung des Klassengegensatzes vor. Drittens wurde der konfessionelle Ge-
gensatz über den Katholikenanteil im Wahlkreis operationalisiert und viertens 
der nationale Gegensatz durch den Anteil von dänischen oder polnischen Min-
derheiten in der Bevölkerung des Wahlkreises.16 Über diese Daten hinaus sol-
len hier allerdings auch die Informationen aus den einschlägigen Wahlstudien 
berücksichtigt werden. 

Tabelle 1: Sozialstrukturelle Merkmale der Wahlkreise der Abgeordneten 
nach Parteien im Jahr 1913 in 

 Agrar. Besch. Klasse Katholiken Minder 
heiten

Konservative 43,7 0,0 13,9 5,3 
Freikonservative 37,5 2,0 21,3 10,7 
Zentrum 32,3 1,0 85,8 10,7 
Nationalliberale 21,8 2,7 22,7 4,9 
Linksliberale 15,4 2,6 22,3 8,4 
Sozialdemokraten 4,7 60,0 9,8 0,0 
Minderheiten 61,7 0,0 80,9 77,8 
 

                                                           
15  Diese Daten konnten aus dem Handbuch der Wahlen zum preußischen Abgeordnetenhaus 

(Kühne 1994a) und dem Biographischen Handbuch für das preußische Abgeordnetenhaus 
(Booms/Morsey 1988) entnommen werden. 

16  Als Repräsentanten nationaler Minderheiten saßen auch zwei dänische Abgeordnete im 
preußischen Abgeordnetenhaus, die hier allerdings nicht näher dargestellt werden sollen. 
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Betrachtet man die Ergebnisse in Tabelle 1, so zeigen sich einige recht deutli-
che Unterschiede zwischen den Parteien. Als deutlich agrarisch geprägt zeigen 
sich die beiden konservativen Parteien. Dies wird auch durch historische Wahl-
studien nahegelegt, die zeigen, daß die Konservativen ihre Stimmen vor allem 
in landwirtschaftlichen Gebieten, besonders mit Großgrundbesitz, und in Ge-
bieten mit kleinen Orten gewinnen konnten (Winkler 1995: 270; Suval 1985: 
103 - 104; Rohe 1992: 274 - 275). Hinsichtlich der konfessionellen Konfliktli-
nie sind die Konservativen fast ausschließlich auf protestantische Wähler an-
gewiesen, lediglich bei der katholischen Agrarbevölkerung stimmen gewisse 
Anteile für die Konservativen (Sperber 1997: 147). Beim Zentrum fällt – er-
wartungsgemäß – der hohe Katholikenanteil in den Wahlkreisen ins Auge; 
darüber hinaus vertritt die Partei aber auch einen hohen Anteil agrarischer 
Wahlkreise.17 Trotz dieser schwachen agrarischen Ausrichtung kann man das 
Zentrum aber durchaus als eine klassenübergreifende katholische Volkspartei 
betrachten. Die beiden liberalen Parteien zeigen sich dagegen als Repräsentan-
ten weniger agrarischer und eher protestantischer Wahlkreise. Ihr Elektorat war 
allerdings sozialstrukturell relativ unbestimmt. Es gehörten sowohl Landwirte 
als auch die Mittelklassen und auch Arbeiter dazu (Sperber 1997: 147), wobei 
festgehalten werden muß, daß die Wähler der Linksliberalen urbaner und we-
niger agrarisch waren als die der Nationalliberalen (Rohe 1992: 274 - 275; 
Winkler 1995: 261, Suval 1985: 121).18 Die Sozialdemokraten haben ihre 
Mandate in offensichtlich hochindustrialisierten Wahlkreisen vor allem mit 
Unterstützung der unteren Bevölkerungsgruppen gewonnen. Allerdings stamm-
te diese Unterstützung nicht nur aus der Arbeiterklasse, sondern auch aus der 
Mittelklasse. Nach Sperbers Angaben stimmten zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
mehr als 40 % der Wahlberechtigten der protestantischen Mittelklasse für die 
SPD (Sperber 1997). Diese konnte allerdings nur geringe Erfolge unter den 
Katholiken – auch unter katholischen Arbeitern – verzeichnen (Sperber 1997: 
68). Für die Abgeordneten der nationalen Minderheiten wird wiederum sehr 
deutlich, daß sie tatsächlich aus Wahlkreisen stammen, die sehr stark von den 
jeweiligen nationalen Minderheiten dominiert sind. Darüber hinaus fällt aber 
auf, daß sie aus extrem agrarischen und stark katholischen Wahlkreisen stam-
men. Letzteres gilt freilich nur für die polnischen und nicht für die dänischen 
Abgeordneten. 

Um nun die Interessenverfolgung der Parteien nach den oben skizzierten 
Bedingungen zu analysieren, sollen nun in einem zweiten Schritt die Organisa-
tionsstrukturen und Eliten der Parteien betrachtet werden. Die Konservativen 

                                                           
17  Dies mag unter anderem daran liegen, daß landwirtschaftlich Beschäftigte einen höheren 

Anteil unter der katholischen Wahlbevölkerung ausmachten, als unter der protestantischen 
(Sperber 1997: 63). 

18  Die Nationalliberalen konnten interessanterweise kontinuierlich einen Teil der katholischen 
Bevölkerung für sich gewinnen, was vor allem in konfessionell inhomogenen Gebieten ge-
schah (Sperber 1997: 143; Rohe 1992: 112 - 116). 
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konnten sich auf den Bund der Landwirte stützen, der auch erheblichen Einfluß 
auf die Kandidatenaufstellung der Konservativen hatte (Nipperdey 1961: 241 - 
245; Kühne 1994b: 89 - 96). Ein großer Teil der konservativen Abgeordneten 
(ca. 75 %) war Mitglied des BdL (Langewiesche 1988), ähnlich große Teile der 
konservativen Fraktionen verfügten über landwirtschaftlichen Besitz. Auch in 
den relativ autonom agierenden Leitungsgremien der Konservativen dominier-
ten die adligen Großgrundbesitzer (Retallack 1988: 172), die damit ganz offen-
sichtlich ihre Interessen in den konservativen Parteien zum Ausdruck bringen 
konnten. Das Zentrum konnte sich dagegen auf die Mobilisierungsanstrengun-
gen der kirchlichen Organisation und der parteinahen Massenorganisationen 
sowie die im vorhergehenden Abschnitt erwähnten christlichen Klassenorgani-
sationen stützen (Loth 1991, Lönne 1986: 172 - 176). Diese Vielzahl von Ver-
bänden war von Vorteil für die Mobilisierungsanstrengungen der Partei, konnte 
aber auch zu Interessenkonflikten führen, die von der Führungsspitze immer 
wieder in paritätische Regelungen gebracht werden mußten (Mittmann 1976: 
157 - 159; Loth 1984: 382 - 387). Die liberalen Parteien versuchten seit der 
Jahrhundertwende massiv ihre Parteiorganisation auszubauen, um vergleichba-
re Mobilisierungsanstrengungen unternehmen zu können (Nipperdey 1961: 92 - 
109, 124 - 130). Desweiteren waren die Nationalliberalen im preußischen 
Landtag tendenziell dadurch gekennzeichnet, daß sie eine Bindung an agrari-
sche Gruppen, nationale Verbände und an die Interessen der Schwerindustrie 
aufwiesen (Thieme 1964: 219 - 222). Die Linksliberalen waren dagegen stärker 
an die Verbände des Großhandels, des Bankwesens und der exportorientierten 
Industrie angebunden. So übernahm der Hansabund seit seiner Gründung 1909 
erhebliche finanzielle Anstrengungen zur Unterstützung der Linksliberalen 
(Mielke 1976). Agrarische Interessen spielten hier kaum eine Rolle. Bei der 
SPD kann festgestellt werden, daß diese sich einerseits auf ein reiches Netz von 
Vereinen und auf die mitgliederstarken freien Gewerkschaften stützen konnte. 
Bei den Mitgliedern der Partei und der Fraktionen handelte es sich vorwiegend 
um relativ junge, protestantische Facharbeiter aus urbanen Zentren (von Sal-
dern 1990: 193; Schröder 1990: 216 - 217). Die polnische Fraktion im preußi-
schen Abgeordnetenhaus war an ein dichtes Netz polnischer Organisationen 
angeschlossen (vgl. Abschnitt 4). Wurde die Fraktion selbst bis in die 1890er 
Jahr von polnischen Adligen, die gegenüber der preußisch-deutschen Führung 
kompromißbereit waren dominiert, so rückte an deren Stelle seitdem eine zu-
nehmend bürgerliche, nationaldemokratische Führungsschicht, die polnische 
Nationalinteressen verfolgte (vgl. Grot et al. 1983; Blanke 1981). 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, daß die Konservativen soziale 
Gruppen repräsentierten, die durchaus Vorteile aus dem Dreiklassenwahlrecht 
zogen, wobei diese Tendenz durch die Zusammensetzung der Parteieliten eher 
noch verstärkt wurde. Das Zentrum war dagegen durch eine ausgesprochen he-
terogene katholische Wählerklientel gekennzeichnet, die durchaus unterschied-
liche Interessen im Hinblick auf das Dreiklassenwahlrecht hatte. Die National-
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liberalen waren zwischen eher agrarischen und schwerindustriellen und bürger-
lich-liberalen Interessen gespalten, so daß sie ähnlich wie das Zentrum keine 
eindeutige Ausrichtung im Hinblick auf das Dreiklassenwahlrecht aufwiesen. 
Ganz anders war es bei den Linksliberalen, die eindeutig bürgerlich-liberale In-
teressen vertraten und deren Klientel vor allem im Hinblick auf den sektoralen 
Gegensatz überwiegend Nachteile vom Dreiklassenwahlrecht erfuhr. Das glei-
che gilt für die Sozialdemokraten als Arbeiterpartei und die Fraktionen der 
staatlich diskriminierten nationalen Minderheiten. 

Schließlich müssen an dieser Stelle auch die spezifischen Eigeninteressen 
der politischen Eliten betrachtet werden, die jenseits der Repräsentation von In-
teressen oder politischen Programmen liegen. Im Anschluß an Anthony Downs 
kann man den Politikern den Wunsch nach der Erhaltung und dem Gewinn von 
politischen Ämtern unterstellen (Downs 1968: 27). Insofern muß betrachtet 
werden, ob die Politiker der verschiedenen Parteien in Preußen bei der Ein-
führung des gleichen Wahlrechts im Vergleich zum Dreiklassenwahlrecht ihre 
Wahlchancen eher verbessert oder verschlechtert hätten. Dies kann empirisch 
durchgeführt werden, indem der Mandatsanteil der verschiedenen Parteien un-
ter dem Dreiklassenwahlrecht mit dem Mandatsanteil der Parteien unter dem 
Reichstagswahlrecht (für Preußen) verglichen wird.19 Als Ergebnis kann fest-
gestellt werden, daß die beiden konservativen Parteien und die Nationalliber-
alen deutlich vom Dreiklassenwahlrecht bevorzugt waren, während das Zen-
trum, die Linksliberalen, die Polen und die Sozialdemokraten in unter-
schiedlichem Maße benachteiligt waren. In Abschnitt 4 wurde schon erläutert, 
daß einige preußische Bevölkerungssegmente (Polen, untere Klassen, nichta-
grarische Bevölkerungsgruppen) unter dem Dreiklassenwahlrecht in ihrer poli-
tischen Repräsentation aber auch substantiell benachteiligt waren. An dieser 
Stelle kann nun empirisch analysiert werden, ob ein Zusammenhang zwischen 
dem Elektorat der verschiedenen Parteien und der Verbesserung ihrer Wahl-
chancen unter dem gleichen Wahlrecht existierte. Dazu sind in Tabelle 2 die 
Ergebnisse einer linearen Regression wiedergegeben, die den Zusammenhang 
zwischen den Wahlchancen der Politiker der verschiedenen Parteien und den 
sozialen Strukturen ihrer Wahlkreise betrachtet. 

Die Ergebnisse in Tabelle 2 zeigen, daß Abgeordnete mit Wählern aus den 
unteren Klassen und aus den nationalen Minderheiten eher eine Verbesserung 
ihrer Wahlchancen unter dem gleichen Wahlrecht zu erwarten hatten, während 
Abgeordnete mit agrarischen Wählern eher mit einer Verschlechterung zu 
rechnen hatten. Kein statistisch signifikanter Zusammenhang läßt sich für Ab-
geordnete mit katholischen Wählern feststellen. An diesen Ergebnissen ist er-
staunlich, daß offensichtlich Abgeordnete mit Wählern, die unter dem Drei-
klassenwahlrecht Nachteile erlitten, unter dem gleichen Wahlrecht bessere 
                                                           
19  Die Daten für diesen Vergleich wurden Kühne (1994b) und Niehauss/Ritter (1980) ent-

nommen. Als Basis wurden die Ergebnisse der preußischen Landtagswahlen mit den Ergeb-
nissen der Reichstagswahlen (in Preußen) für den Zeitraum von 1893 bis 1913 verglichen. 
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Wahlchancen hatten und umgekehrt (vgl. die Hypothesen in Abschnitt 4). Inso-
fern besteht hier eine indirekte Interessenidentität zwischen Wählern und Ab-
geordneten. 
 

Tabelle 2: Soziale Konfliktlinien und Wahlchancen der Abgeordneten 

Konstante 125,02***  
 10,24
Katholiken 0,17 0,05 
 0,13
Agrar. Besch. -1,34*** -0,27 
 0,24
Minderheiten 0,79*** 0,16 
 0,22
Klasse 359,17*** 0,51 
 27,58
Korr. R ² 0,336 
Fallzahl 442

 
Angegeben sind der unstandardisierte Regressionsparameter, darunter der Standardfehler 
desselben. Darüber hinaus wurde in der zweiten Spalte der standardisierte Regressionspa-
rameter angegeben. * p < 0,1; ** p < 0,05; *** p < 0,01. 
 
Nachdem nun die von den Parteien repräsentierten Bevölkerungssegmente 

und die Eigeninteressen der Politiker analysiert wurden, kann als Hypothese 
formuliert werden, daß die konservativen Parteien aufgrund ihrer Interessen 
gegen das gleiche Wahlrecht stimmen sollten, die SPD, die Linksliberalen und 
die nationalen Minderheiten dafür und die Nationalliberalen und das Zentrum 
eine Mittelposition einnehmen sollten. Allerdings sollten die Abgeordneten des 
Zentrums stärker als die Abgeordneten der Nationalliberalen für das gleiche 
Wahlrecht eintreten, da zwar die von ihnen repräsentierten Interessen keine 
eindeutige Ausrichtung besitzen, doch die Nationalliberalen im Gegensatz zum 
Zentrum unter dem Dreiklassenwahlrecht bessere Wahlchancen besaß. 

6. Interessen und Abstimmungsverhalten 
In den vorhergehenden Abschnitten wurden Hypothesen über die Interessen der 
durch die Abgeordneten im preußischen Landtag repräsentierten Bevölke-
rungsgruppen und über die Eigeninteressen der im Abgeordnetenhaus vertrete-
nen Abgeordneten entwickelt. Es soll nun überprüft werden, ob unter Berück-
sichtigung dieser sozial konstruierten Interessen, wie in der oben skizzierten 
Theorie behauptet, erklärt werden kann, ob sich die Abgeordneten für oder ge-
gen eine Demokratisierung des Wahlrechts in Preußen aussprechen. Das Ab-



138 

stimmungsverhalten der Abgeordneten konnte den Stenographischen Berichten 
aus dem Preußischen Abgeordnetenhaus entnommen werden. Für die Operati-
onalisierung der sozialen Konfliktlinien kann auf die in Abschnitt 4 schon ein-
geführten Variablen zurückgegriffen werden. An dieser Stelle werde ich so 
vorgehen, daß ich in einem ersten Schritt überprüfe, ob die Repräsentanten der 
verschiedenen, durch die sozialen Konfliktlinien definierten Bevölkerungsseg-
mente entsprechend den Hypothesen abgestimmt haben. Um den Zusammen-
hang zwischen sozialen Konfliktlinien und Abstimmungsverhalten der Abge-
ordneten zu bestimmen, wurde eine logistische Regression berechnet bei der 
die abhängige Variable das Abstimmungsverhalten des Abgeordneten war (Zu-
stimmung wurde als 0 kodiert, Ablehnung als 1). Neben den sozialen Konflikt-
linien wurden als erklärende Variable noch die in Abschnitt 5 eingeführten 
Wahlchancen der Abgeordneten verwendet, um auch die Eigeninteressen der 
Abgeordneten im Erklärungsmodell zu berücksichtigen. 

Tabelle 3: Soziale Konfliktlinien und Abstimmungsverhalten der Abgeord-
neten 

Konstante 3,91***  
 0,635  
Katholiken 0,004 0,39 
 0,008  
Agrar. Besch. 0,053*** 5,45 
 0,010
Minderheiten 0,012 1,2 
 0,009
Klasse -1,12 -67,4 
 1,228
Wahlchancen -0,066*** -6,41 
 0,012
Korr. Pseudo-R² 0,463  
R² count

20 0,698 
Fallzahl 431

Angegeben sind der unstandardisierte Regressionsparameter, darunter der Standardfehler 
desselben. Darüber hinaus wurde der unstandardisierte Effektkoeffizient in % angegeben. * 
p < 0,1; ** p < 0,05, *** p < 0,01. 

 
Betrachtet man die Ergebnisse der logistischen Regression, so zeigen sich die 
Hypothesen nur teilweise bestätigt. Von den vier sozialen Konfliktlinien zeigt 
lediglich eine einen statistisch signifikanten Zusammenhang mit dem Abstim-

                                                           
20  R² count gibt an, um wieviel der Fehler in der Vorhersage der abhängigen Variable verringert 

wird, wenn die Vorhersage auf den erklärenden Variablen beruht und nicht allein auf der 
Verteilung der abhängigen Variable (Long 1996: 107 - 108). Im vorliegenden Fall wird der 
Vorhersagefehler um nahezu 70% reduziert. 
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mungsverhalten der Abgeordneten und zwar der Anteil von agrarisch Beschäf-
tigten im jeweiligen Wahlkreis. Je höher dieser Anteil, desto wahrscheinlicher 
stimmt der Abgeordnete gegen die Einführung des gleichen Wahlrechts. Des-
weiteren zeigt sich aber ein deutlicher Zusammenhang zwischen den Wahl-
chancen der Abgeordneten und ihrem Abstimmungsverhalten. Abgeordnete die 
vom Dreiklassenwahlrecht in ihren Wahlchancen benachteiligt waren, haben 
sehr viel seltener gegen das gleiche Wahlrecht gestimmt. Wie allerdings schon 
oben deutlich gemacht wurde, konnten sich vor allem diejenigen Abgeordnete 
bessere Wahlchancen unter dem gleichen Wahlrecht ausrechnen, deren Wähler 
unter dem Dreiklassenwahlrecht in ihren Interessen benachteiligt wurden. Die 
logistische Regression weist relativ hohe Werte für Pseudo-R² aus (vgl. 
Andreß/Hagenaars/Kühnel 1997:288-289), so daß ganz offensichtlich mit Hilfe 
der sozialen Konfliktlinien und den Wahlchancen das Abstimmungsverhalten 
der Abgeordneten relativ gut erklärt werden kann. Insofern deutet sich damit 
auch an, daß mit Hilfe des vorliegenden theoretischen Modells das Verhalten 
von Eliten relativ gut erklärt werden kann. 

Die Bedeutung der nichtökonomischen Konfliktlinien und des Spielraums 
der Eliten bei der Verfolgung der Interessen ihrer Wählerklientel kann an ei-
nem Beispiel noch stärker verdeutlicht werden. Dazu wurden alle Wahlkreise 
mit einem hohen Anteil von landwirtschaftlichen Beschäftigten (> 40 %) aus-
gewählt und darunter drei besondere Gruppen untersucht: erstens protestanti-
sche (Protestantenanteil > 75 %), deutsche Wahlkreise (Minderheitenanteil < 
25 %), zweitens katholische (Katholikenanteil > 75 %), deutsche Wahlkreise 
und drittens Minderheitenwahlkreise (Anteil nationaler Minderheiten > 75 %). 

Tabelle 4: Abstimmungsverhalten der Abgeordneten nach Parteien in 

 Zustimmung Ablehnung 
Konservative 2,3 97,9 
Freikonservative 7,8 92,2 
Zentrum 76,2 23,8 
Nationalliberale 52,1 47,9 
Linksliberale 100 0 
Sozialdemokraten 100 0 
Minderheiten 100 0 

Für diese drei Gruppen sozioökonomisch relativ ähnlicher Wahlkreise wurde 
nun der Anteil der Abgeordneten bestimmt, die gegen die Einführung des glei-
chen Wahlrechts gestimmt haben. Dies waren bei den protestantischen, deut-
schen Wahlkreisen 91,8 % (von 85 Fällen), bei den katholischen, deutschen 
Wahlkreisen 35,0 % (20 Fälle) und bei den Minderheitenwahlkreisen 0 % (12 
Fälle). Diese Ergebnisse machen deutlich, daß die reine Berücksichtigung von 
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sozioökonomischen Strukturen nicht ausreicht, um das Verhalten von Eliten zu 
erklären. Ergänzend müssen die Eigeninteressen der Eliten selbst berücksich-
tigt werden, die wiederum – wie oben gezeigt – von weiteren, auch nichtöko-
nomischen, Konfliktlinien abhängen. 

Wendet man sich in einem zweiten Schritt dem Abstimmungsverhalten der 
Abgeordneten nach Parteien (Tabelle 4) betrachtet zu, so zeigen sich sehr ein-
deutige Ergebnisse. Die adlig-agrarisch dominierten Konservativen haben bis 
auf vereinzelte Ausnahmen geschlossen gegen die Einführung des gleichen 
Wahlrechts in Preußen gestimmt. Einheitliche Ergebnisse erhält man auch für 
die Linksliberalen, die Sozialdemokraten und die Abgeordneten der nationalen 
Minderheiten. Diese haben geschlossen für die Einführung des gleichen Wahl-
rechts gestimmt. In der Mitte zwischen diesen beiden Gruppen von politischen 
Parteien stehen das Zentrum auf der einen Seiten, welches eine Minderheit von 
immerhin 23,8 % der Abgeordneten aufweist, die gegen die Einführung des 
gleichen Wahlrechts gestimmt haben und die Nationalliberalen bei denen sogar 
47,9 % der Abgeordneten gegen die Einführung des gleichen Wahlrechts ge-
stimmt haben.21 Es ist ganz offensichtlich, daß die auf der Basis der von den 
Parteien repräsentierten Bevölkerungssegmenten und den Wahlchancen der 
Abgeordneten formulierten Hypothesen von den empirischen Ergebnissen 
deutlich bestätigt werden. 

7. Zusammenfassung und Ausblick 
Der Artikel hatte als Ausgangspunkt die in der Transformationsforschung übli-
che Gegenüberstellung von Struktur- und Modernisierungstheorien auf der ei-
nen Seite und Akteur- und Prozeßtheorien auf der anderen Seite. Hier wurde 
eine theoretische Perspektive skizziert, die eine Integration zwischen den bei-
den Theorien anstrebt. Sie ist dadurch gekennzeichnet, daß sie das Handeln von 
politischen Eliten als zurückgebunden an sozialstrukturell bestimmbare Bevöl-
kerungssegmente betrachtet. Dabei wird davon ausgegangen, daß sich die von 
den Eliten verfolgten Interessen nicht unmittelbar aus der sozialen Lage der 
von ihnen repräsentierten Bevölkerungsgruppen ergeben, sondern sozial kon-
struiert werden. Dabei haben die jeweiligen Organisationseliten in Abhängig-
keit von den gegebenen Organisationsstrukturen und den damit verbundenen 
Mitspracherechten der Organisationsmitglieder einen gewissen Spielraum bei 
der Definition von Interessen und bei deren Verfolgung, z. B. im Hinblick auf 
die Verfolgung ihrer eigenen Wahlchancen. Die Interessen organisierter Be-
völkerungssegmente sind wiederum in dieser theoretischen Skizze der Bezugs-

                                                           
21  Innerhalb dieser beiden Parteien kann ziemlich genau rekonstruiert werden, welche Fraktio-

nen gegen das gleiche Wahlrecht gestimmt haben. Dies waren in der Zentrumspartei vor al-
lem adlige und agrarische Gruppen, während innerhalb der Nationalliberalen vor allem Ab-
geordnete mit Bindungen an die Schwerindustrie gegen die Einführung des gleichen Wahl-
rechts gestimmt haben. 
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punkt für die Entstehung und Konsolidierung demokratischer politischer Re-
gime. Letztere können nur dann entstehen und überleben, wenn Akteure mit 
genügend Machtressourcen im Hinblick auf ihre Interessen Vorteile von einem 
demokratischen Regime haben. 

Die theoretische Skizze wurde am Beispiel des Abstimmungsverhaltens von 
Abgeordneten über die Einführung des gleichen Wahlrechts in Preußen ver-
deutlicht und überprüft. Es wurden die Interessen der organisierten Bevölke-
rungssegmente in Preußen analysiert, ihre Repräsentation durch politische Par-
teien sowie die Eigeninteressen der Abgeordneten. Die auf dieser Basis entwi-
ckelten Hypothesen über den Zusammenhang von Interessen und Abstim-
mungsverhalten konnten nur teilweise bestätigt werden. Lediglich Abgeordnete 
aus stärker agrarischen Wahlkreisen und Abgeordnete mit besseren Wahlchan-
cen unter dem Dreiklassenwahlrecht stimmten eher gegen eine Wahlrechtsre-
form. Die anderen sozialen Konfliktlinien zeigen keinen statistisch signifikan-
ten Zusammenhang mit dem Abstimmungsverhalten der Abgeordneten. Im 
Hinblick auf die sektorale Konfliktlinie ließ sich damit eine direkte Rückbin-
dung des Abstimmungsverhaltens der Abgeordneten an die sozialstrukturelle 
Position der Wähler aufweisen, während sich im Hinblick auf die anderen Kon-
fliktlinien nur eine indirekte Rückbindung zeigen ließ, da ja die Abgeordneten 
mit besseren Wahlchancen unter dem Dreiklassenwahlrecht Bevölkerungs-
gruppen repräsentierten, die vom Dreiklassenwahlrecht profitiert haben. Auf 
die Parteien bezogen bedeutet dies, daß die beiden konservativen Parteien ge-
gen das gleiche Wahlrecht gestimmt haben, während die Abgeordneten der na-
tionalen Minderheiten, der Linksliberalen und der Sozialdemokraten geschlos-
sen dafür gestimmt haben. Ein weniger eindeutiges Abstimmungsverhalten 
fand sich bei den Abgeordneten der Nationalliberalen und des Zentrums, wobei 
allerdings die Zentrumsfraktion in höherem Maße für die Einführung des glei-
chen Wahlrechts gestimmt hat. Dieses Abstimmungsverhalten konnte auf der 
Basis der Wählerklientel der Parteien und der Wahlchancen der Abgeordneten 
ausgesprochen präzise vorhergesagt werden. 

In den empirischen Ergebnissen wurde deutlich, daß das Abstimmungsver-
halten der Abgeordneten unter Berücksichtigung ihrer eigenen Interessen und 
der sozial konstruierten Interessen ihrer Wähler ausgesprochen gut erklärt wer-
den konnte. Insofern verspricht der vorgestellte theoretische Rahmen mit seiner 
Verbindung von Akteur- und Strukturperspektive einen Ausweg aus dem theo-
retischen Dilemma der Unvorhersagbarkeit von Eliteverhandlungen. Dabei sind 
vor allem vier Punkte im Hinblick auf den theoretischen Rahmen und seine 
empirische Überprüfung festzuhalten: Erstens müssen bei der Erklärung des 
Verhaltens von Eliten die von diesen verfolgten und repräsentierten Interessen 
Berücksichtigung finden. Erst dann kann erklärt werden, daß politische Eliten 
erst zur konsensuellen Unterstützung eines demokratischen Regimes bereit 
sind, wenn ihre eigenen und die von ihnen repräsentierten Interessen davon in 
nicht zu starkem Maße betroffen sind. Elitenverhandlungen und ihre Ergebnis-



142 

se sind also nicht prinzipiell unvorhersagbar, sondern durch die jeweiligen Inte-
ressen der beteiligten Akteure determiniert.22 Dabei muß zweitens beachtet 
werden, daß diese Interessen zum Teil an sozialstrukturell bestimmbare Bevöl-
kerungssegmente zurückgebunden sind. Das Verhalten von politischen Eliten 
ist also nur vor dem Hintergrund makrosoziologischer Strukturen zu verstehen, 
die in langfristigen historischen Prozessen entstanden sind. Insofern sind die 
Akteurs- und die Strukturperspektive in der politischen Soziologie unmittelbar 
aufeinander verwiesen. Drittens sind die Eliten nicht nur Repräsentanten sozio-
ökonomischer Konfliktlinien. Einerseits zeigten sie sich in dieser empirischen 
Studie in ihren Eigeninteressen an nichtökonomisch bestimmte Bevölkerungs-
segmente gebunden und andererseits konnte gezeigt werden, daß die Vertreter 
agrarischer Wahlkreise je nach eigener ideologischer Ausrichtung unterschied-
lich abgestimmt haben. Viertens sind die Interessen von spezifischen Bevölke-
rungsgruppen nie unmittelbar gegeben, sondern werden in einem komplexen 
Prozeß konstruiert, der sich im hier vorliegenden Fall relativ erfolgreich an-
hand der oben aufgelisteten vier Determinanten (soziale Lage, Kommunikati-
ons- und Interaktionsstrukturen, Organisationen und Organisationseliten, So-
zialer Kontext) beschreiben und analysieren ließ. 

Insofern deuten die empirischen Resultate an, daß das vorliegende Modell 
eine fruchtbare Verknüpfung von makrostrukturellen mit akteurorientierten 
Theorien in der Erforschung der Entstehung und Konsolidierung demokrati-
scher Regime darstellt. Es kann vor dem Hintergrund struktureller Bedingun-
gen die Interessen der beteiligten Akteure bestimmen. Diese wiederum können 
gemeinsam mit den Machtressourcen die erfolgreiche Entstehung und Konsoli-
dierung demokratischer Regime erklären. 
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